
131Pur das Nachschlagewerk1 Ja 
Pur die Pachpresse1 Ja
Pur dae amtliche Sammlung' Nein
_____________________________________  JL srp_W2
Gesetz BAT §§ 4, 22, 23 Anlage 1 a VergGr I a (Leiter 

der BrennstoffVersorgung), § 70

Leitsätze
1 Die Zusage einer höheren Vergütung stellt keine 

Nebenabrede un Sinne von § 4 Abs 2 BAT dar, sondern 
betrifft den Arbeitsvertrag selbst, so daß hierfür 
keine konstitutive Schriftform vorgeschrieben ist

2 Die Berliner BrennstoffVersorgung ist eine kommunale 
Einrichtung im Sinne der Tätigkeitsmeikmale der 
VergGr I a Pallgruppe 3 BATa

3 Die Tatigkeitsnerkmale der besonderen Pallgruppen für 
die Angestellten m  kommunalen Einrichtungen und 
Betrieben (VergGr II a, Pallgruppe 2 ? I b, Pallgruppe 5 -, 

I a, Pallgruppe 3) erfordern lediglicn, daß die Tätig­
keit objektiv nach dem Maß ihrer Schwierigkeit und
der geforderten Verantwortung einei solchen der je­
weiligen Pallgruppe 1 entspricnt Ob der betreffende 
Angestellte nersonlich über die entsprechenden Panig- 
keiten und Erfahrungen verfugt, ist hier kein tarif­
liches Tatigkeitsmerkmal

4 Die Schriftform des § 70 Abs 1 BAT ist eine durch 
Gesetz vorgesehnebene Schriftform im Sinne von § 126 
Abs 1 BGB, dergegenuber der Einwand aus Tieu und 
Glauben oder Arglist nur ausnahmsweise erfolgreich 
sein kann

Aktenzeichen 4 AZE 422/71 
U:teil des BAG vom 6 September 1972 LAG Berlin
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4 AZR 422/71
5 Sa 11/71 Berlin

Verkündeb am 
6 September 1972
gez Mißler,
AngeatelIter
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 131
UM

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 6 September 1972 durch die Bun­
desrichter Dr Neumann, Dr Feiler und Bichler sowie die 
Bundesarbeitsrichter Strempel und Dr Sohler für Recht er­
nannt

Soxveit der Klager Ansprüche bis zum 51 Juli 1969 
geltend macht, wird die Revision zurück ge wie''on

Im übrigen wird unter Einschluß der Kostenentschei- 
dung auf die Revision des Klagers das Urteil des 
Landesarbeitsgenchts Beilin vom 6 Septenoer 1971 
- 5 Sa 11/71 - aufgehoben und die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungs­
gericht zuruckverwiesen
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Tatbestand

Der Klager ist graduierter Tiefoaumgemeur Er steht 
seit dem Jahre 1949 m  den Diensten des beklagten Landes 
und arbeitete bei verschiedenen Dienststellen» Lange Jahre 
war er Mitglied des Hauptpersonalrats, zuletzt dessen Vor­
sitzender Seit 1 Januar 1966 erhielt er Vergütung nach 
der VergGr II a BAT Im Oktober 1968 wurde im Amtsblatt 
lur Berlin die Stelle des Leiters der BrennstoffVersorgung 
nach VergGr I b BAT ausgeschrieben Ihr bisheriger Leiter 
bezog Vergütung nach der VergGr I a BAT Auf seine Bewer­
bung erhielt der Klager einen zusagenden Bescheid Zugleicn 
wurde ihm bestätigt, daß er Vergütung nach der VergGr I b 
BAT erhalten solle

In der Folgezeit wandte sich der Klager ifiederholt so­
wohl an die zuständigen Dienststellen als auch an den Bür­
germeister und Innensenator K mit dem Uunsche, ihn
m  die VergGr I a BAT zu übernehmen Über den Inhalt der 
darüber geführten Gespräche besteht zwischen den Parteien 
Streit» Mit Scnreiben vom 4 Februar 1970 beantragte der 
Klager die von ihm begehrte Hohergruppierurg Das bekla^tr 
L J beschled seinen Antrag abschlägig

Die Städtische BrennstoffVersorgung ist eine dem Se­
nator für Inneres zugeordnete niehtrechtsfahige Anstalt 
Ihre Aufgabe ist, den Brennstoffbedarf der Verwaltungsstel­
len des beklagten Landes einschließlich der Schulen, Kran­
kenanstalten und Kindertagesstätten durch eigenen Einkauf 
eigene Lagerhaltung und Auslieferung zu decken Insgesamt 
sind etwa 1800 Lieferstellen zu versorgen Der Jahresumsatz 
für 1969 betrug 145 11J t feste Brennstoffe und 57 595 000 1 
Heizöl Die Gesamtausgaben beliefen sich im Jahre 1969 auf 
24 740 829,40 DM Der Haushaltsansatz für 1970 sah Ausgaoen 
m  Hohe von 25 745 130,—  DM vor und lag 1971 Dei 
35 000 000,—  DM

Bei aer Städtischen BrennstoffVersorgung werden 28 An­
gestellte und 119 Arbeiter beschäftigt Die Buchführung
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ist Kaufmännisch und kameralistisch» Es stehen 38 Motorfahr­
zeuge und 97 Anhänger zur Verfügung Lager- und Umschlag­
platze befinden sich an drei Stellen im Stadtgebiet

Dem Klager obliegen als Leiter der Brennstoffversorgung 
im wesentlichen nachfolgende Aufgaben

1 die eigenverantwortliche selbständige Verhandlungs- 
fuhrung mit den Brennstoff-Verkaufsgesellschäften im 
Zusammenhang mit dem Einkauf von festen und flüssigen 
Brennstoffen sowie der Abschluß von langfristigen 
Lieferverträgen,

2 die selbständige Entscheidung m  allen Kragen, die den 
Umschlag, die Lagerung und Bevorratung aller Brenn­
stoffe im Hahmen des Senatsbeschlusses vom 12*11 1968 
betreffen,

3 die Durchführung von Ausschreibungen und die Vergabe 
der Lose an den Kohlenhandel m  der Hohe eines jähr­
lichen Umfangs von ca 2000 t fester Brennstoffe,

4 aie eigenverantwortlichen Entsc ieidungen nn Rahmen des 
Haushalts der SBV, wobei die birtschafterbefu^nis im 
Einzelfall bis zu 150 000,—  DM bzw 1 200 000,—  DM 
geht,

5 die Entscheidungen m  allen anderen Kragen des Betrie­
bes, aie den Einsatz der technischen Mittel, die Prü­
fung des günstigsten Einkaufs von flüssigen Brennstof­
fen, die Verhandlungsfuhrung mit den Geschäftspartnern 
der SBV und. den Vertretern der Eachveremxgung Kohle 
des mittelstandischen Kohlenhandels betreffen, die Ent­
scheidung hinsichtlich der baulichen Instandsetzungen 
una HeuerStellung von nicht beweglichen betrieblichen 
Anlagen, die Bearbeitung von Beschwerden der Dienst­
stellen und Kremdfirmen, in allen Kragen der Kassenfvh- 
rung als Kassenleiter sowie in allen Angelegenheiten, 
die mit der Personalaktenfuhrung der Angestellten und 
Arbeiter Zusammenhängen '

Mit seiner Klage nat der Klager die Feststellung der 
Verpflichtung des beklagten Landes oegehrt, an ihn ao ' Js- 
nuai 1969 Vergütung nach der VergGr I a Kallgruppe 3 BAI 
zu zahlen und die DifferenzDetrage jeweils mit 4 v H zu ver­
zinsen Er halt den Klagansprucn einmal deswegen für begrün­
det, weil der Bürgermeister li ihm m  einem persönli­
chen Gespräch am 25 Juli 1969 erklärt habe, seine Eingrup-, 
pierungsangelegenheit werde im Sinne ,e. geltend ^cm’c^ten
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Forderungen geregelt werden Unter diesen Umstanden komme 
es nicht darauf an, ob und wann er seine Ansprüche schrift­
lich geltend gemacht habe Soweit sich demgegenüber das be­
klagte Land auf einen Formverstoß berufe, handele es rechts- 
mißbrauchlich Er erfülle aber auch die tariflichen Tätig­
keit smerkmale der VergGr I a Fallgruppe 2 BAT Seme Tä­
tigkeit entspreche wegen ihrer Schwierigkeit und der gefor­
derten Verantwortung der eines Angestellten der VergGr I a 
Fallgruppe 1 BAT, denn er verfuge über einer wissenschaftli­
chen Hochschulbildung gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrun­
gen im Sinne der Merkmale der VergGr X a Fallgruppe 1 BAT 
Die Arbeitsweise zahlreicher Stadtverwaltungen und Betriebe 
> abe er aufgrund seiner Tätigkeit im Persomlrat kenrenge- 
lernt

Das beklagte Land hat KlageabWeisung beantragt und erwi­
dert, die vom Klager bis einschließlich Juli 1969 erhoDenen 
Ansprüche seien wegen Ablaufs der tariflichen Ausschluß­
frist untergegangen Demgegenüber könne der Klager sicn auch 
nicht auf arglistiges oder treuwidriges Verhalten auf Seiten 
des beklagten Landes berufen Verbindliche Zusagen seien 
dem Klager nicht gemacht worden Auch die von ihm oeansprucn- 
ten tariflichen Tätigkeitsmerkmale erfülle der Klager nicht 
Er verfuge nämlich weder über eine abgeschlossene wissen­
schaftliche Ausbildung noch über gleichwertige Fähigkeiten 
und Erfahrungen im Sinne der Merkmale der VergGr I a Fall- 
grutroe 1 BAT Es sei fraglich, ob seine Tätigkeit den Merk­
malen der VergGr I b Fallgruppe 5 BAT entspreche Aus der 
Emgrunpierung seines Vorgängers könne der Klager kenne Eecn- 
te herleiten

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und den 
Stieitwert auf 30 092,48 DM festgesetzt Das Landesarbeits- 
fencht hat die Berufung des Klagers zuruckgewiesen

Mit der Revision verfolgt der Klagei stm Klageoe ̂ n- 
len weiter Das beklagte Land beantragt Zurückweisung der 
Revision
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Entscheidungsgrundc

Die Revision ist unbegründet, soweit der Klager An­
sprüche für die Zeit bis einschließlich Juli 1969 geltend 
macht Im übrigen ist das Rechtsmittel begründet«,

Der Klager hat den Hauptantrag gestellt,
"festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
den Klager seit dem 1 Januar 1969 nach der 
VergGr I a Pallgruppe 3 zu vergüten "

Dieser Antrag ist nicht deswegen als unzulässig im 
Sinne der §§ 253» 256 ZPO anzusehen, weil durch die Benen­
nung einer konkreten Pallgruppe m  ihn überflüssigerweise 
ein Stuck einer möglichen rechtlichen Begründung einbezogen 
worden ist Aus dem GesamtZusammenhang des Vorbringens des 
Klagers ergibt sich nämlich, daß er eine der im offenblicnen 
Dienst allgemein üblichen Eingruppierungsfeststellungskla­
gen hat erheben wollen, wobei er sein Klagebegehren unter 
jedem rechtlichen Gesichtspunkt überprüft wissen will und 
wie das beklagte Land davon ausgeht, daß es eine Eingruppie­
rung nach dem BAT nur in eine VerLi a sgruppe, a t  t aber 
m  eine einzelne Pallgruppe gibt (vgl BAG Urteile des Se­
nats vom 28 Juni 1972 - 4 AZR 362/71 demnächst AP Nr 
56 zu §§ 22, 23 BAT und 14 Juni 1972 - 4 AZR 268/71 
demnächst AP Nr 1 zu § 26 BBesG, auch zur Veroffentlicnung 
in der amtl Sammlung vorgesehen) Daher ist der Hauptan™ 
rrag des Klagers in diesem Sinne auszulegen

Soweit der Klager Ansprüche für die Zeit bis ein­
schließlich Juli 1969 erhebt, ist die Klage unbegründet, 
weil, wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ausgefuhrt 
hat, insoi*eit die Ansprüche des Klagers durch Ablauf der 
tariflichen Ausschlußfrist des § 70 Abs 1 BAT untergegan­
gen sind Mit Recht ist dabei das Landesarbeitsgencht da- 
ton ausgegangen, daß es sich bei der m  der bezeichneten 
Tarnnorm vorgesehenen Schriftform um eine im Sinne ^on 
§ 126 Abs 1 BGB durch Gesetz vorgeschriebene Porm Handelt, 
so aaß eine dieser Porm nicht entsprechende mündliche Gel-
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6
tend.mach.ung wegen Verstoßes gegen eine gesetzliche Formvor­
schrift nach § 125 Satz 1 BGB nichtig ist (vgl BAG AP Br 
1 zu § 70 BAT soivie Urteil des Senats vom 9 Februar 1972 
- 4 AZB 149/71 demnächst AP Nr 1 zu § 4 BAT, Bohm- 
Spiertz, BAT, 2 Aufl , § 70 Anm 8 Ziff 1, Hueck-Nipper- 
dey-Stahlhacke, TVG, 4 Aufl , § 4 Anm 138) Das hat sei­
nen Grund darin, daß die normativen Teile der Tarifverträ­
ge, zu denen die Ausschlußfristen gehören als "Gesetz" im 
binne von Art 2 EGBGB und damit auch dei (,§ 125, '126 BGE 
anzusehen sind (vgl Urteil des Senats vom 9 Februar 1972 
wie zuvor, Staudmger-Leiß-Bolck, BGB, 10 Aufl , Art 2 
EGBGB Anm 11, Soergel-Siebert-Hartmann, BGB, 10 Aufl ,
Art 2 EGBGB Anm 9, Pal and t-Danckel mann, BGB, 31 Aufl ,
Art 2 EGBGB Anm 1 d, Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Ar­
beitsrechts , 7 Aufl , Bd II/1, S 289)

Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht weiter davon 
aus, daß die Beobachtung der Schriftform hier nicht rechts- 
mißbräuchlich ist Dabei ist zu berücksichtigen, daß aus 
Gründen der Hechtssicherheit ganz allgemein der Einwand aus 
Treu und Glauben oder Arglist gegenüber dem Festhalten an 
ei^er gesetzlichen oder tariflichen Schriftform nur ausnahms­
weise erfolgreich sein kann Es ist darauf abzusteilen, ob 
nach den Erklärungen und Zusicherungen sowie dem sonstigen 
Veihalten der Partei, die sich auf die Formvorschnft be- 
luft, bei dem Vertragsgegner der Eindruck erzeugt worden 
ist, als solle auch ohne Einhaltung der Schriftform erfüllt 
weiden bzw von der Einhaltung der Schriftform überhaupt ab­
gesehen werden (vgl BAG 5, 58 [62 ff ] =  AP Nr 2 zu § 125 
bGB sowie BAG 2, 58 [65J = AP Nr 1 zu § 32 AOG Tarifox In­
nung, BAG Urteil vom 16 Mai 1972 - 5 AZR 459/71 - aem- 
nachst AP Nr, 11 zu § 4 TVG, BGHZ 12, 286 [3041 sowie BB 
1959, S 215, RGZ 137, 207 [209j sowie 170, 203 [205:, 
Unecceius-kipp-Volff-Nipoeidey, Lehrbuch des Bürgerincnen 
Hechts, 15 Aufl I960, Allg Teil, 2 Halbbd , S 959)
Der Senat verkennt m  diesem Zusammennang auch nicht, daß 
die Anwendung von tariflichen Ausschlußfristen ganz allge­
mein unter dem Grundgedanken von § 242 BGB steht (BAG 14̂
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140 [145J - AP Nr 9 zu § 59 BetrVG a 3? sowie AP Nr 54,
44 und 46 au § 4 TVG Ausschlußfristen, Hueck-Nipperdey, Lehr- 
buch des Arbeitsrechts, 7 Aufl , Bd II/1, S 638, Nikisch, 
Lehrbuch des Arbeitsrechts, 2 Aufl , Bd 2, S 476, Hueck- 
Nipperdey-Stahlhacke, aaO, § 4 Anra 150) Aber auch unter 
diesem Gesichtspunkt kommt der Einwand der Arglist oder 
Treuwidrigkeit nur bei besonders gewichtigen Gründen m  Be­
tracht, etwa wenn dem Gläubiger die Einhaltung der Prist 
unmöglich gemacht worden ist, die Geltendmachung erschwert 
wurde oder er aufgrund von Zusicherungen des Arbeitgebers 
darauf vertrauen durfte, sein Anspruch werde auch ohne Ein­
haltung der tariflichen AusschlußfTisfc erfüllt (BlG 14, 14Ö 
£ 145-146J = AP Nr, 9 zu § 59 BetrVG a F und AP Nr 1 zu 
70 BAT)

Das Landesarbeitsgericht hat die vom Klager behaupteten 
Äußerungen des Bürgermeisters N m  revisionsrecht-
lich nicht zu beanstandender l/eise dahin ausgelegt, daß 
daraus kein Grund entnommen werden kann, aus dem gegenuoer 
aer Beobachtung der Schriftform des § 70 Abs 1 BAT und 
aer m  dieser Tarifnorm enthaltenen Ausschlußfrist der 
Eiuwand des Rechtsmißbrauchs oder eines widerspruchlieher 
Verhaltens (venire contra factum proprium) durchgreifen 
konntet. Der Klager hat danach selbst nicht behauptet, der 
Bürgermeister haoe ihm. die Erfüllung seiner Ansprucne auch 
für den Fall zugesagt, daß er die tarifliche Ausschlußfrnsb 
nicht emhalte oaer die Ansprüche nur mündlich geltend mache 
Auch laßt sich aus dem Vorbringen des Klagers nicht entneh­
men, daß er an der Einhaltung der Ausschlußfrist gehindert 
worden ware Schließlich kann daraus auch nicht, wie der 
Klager meint, entnommen werden, daß er mit dem Bürgermeister 
N eine Vereinbarung mit Vergleichsenarakter getrof­
fen habe Dabei ubersieht der Klaf m^oesonerr^ er
dann nach seinem eigenen Vorbringen allenfalls Ansprucne 
vom Jahresanfang 1970 ab haben konnte wahrend er mit der 
Klage das beklagte Land schon ab 1 Januar 1969 m  Anspruch 
nimmt
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Begründet ist die Revision jedoch insoweit, als sie 
die Ansprüche des Klagers ab 1 August 1969 betrifft Was 
die behaupteten Zusagen des Bürgermeisters R 
angeht, halt das Landesarbeitsgericht die Klage insoweit 
schon deswegen für unbegründet, weil es jedenfalls an der 
erforderlichen schriftlichen Vereinbarung nach § A Abs 2 
BAT fehle Diese Rechtsauffassung ist fehlerhaft

Es ist nämlich zu beachten, daß der BAT m  § 4 zvx- 
schen dem 'Arbeitsvertrag ' (Abs 1) und 'Rebenabreden 1 
(Abs 2) eindeutig unterscheidet Zwar wire' danach aac 
der Arbeitsvertrag 'schriftlich abgeschlossen" (Abs 1) 
hierbei handelt es sich jedoch nicht um eine zwingende 
und konstitutive, sondern um eine deklaratorische Formvor- 
schnft Rach dem eindeutigen Wortlaut und Sinn von Ab­
satz 2 hat die Schriftform nur dort konstitutiven Charak­
ter (BAG- AP Rr 8 zu § 25 a BAT sowie Urteil des Senats 
vom 9 Februar 1972 - 4 AZR 149/71 - wie zuvor, Clemens- 
Scheunng-Stemgen-Gorner-Opalke, BAT, Hauptod I § 4 Anm 4 
und 9, Bohm-Spiertz, aaO, § 4 Anm 5 und 11) Die vom 
Kläger behauptete Zusage einer höheren Vergütung betrifft 
im Gegensatz zur Auffassung des Landesarbeitsgerichts und 
der Kommentarliteratur (vgl Bohm-Spiertz, aaO, § 4 Anm
1 I, offenbar auch Clemens-Scheuring-Stemgen-Gorner-Opalke, 
aaO, Anm 9) nicht eine Rebenabrede im Sinne von § 4 Aos
2 BAT, sondern den Arbeitsvertrag selbst, d h eine Rege­
lung im Sinne von § 4 Abs 1 BAT, für die tariflich gerade 
keine konstitutive Schriftform vorgesehneben ist In § 4 
Abs 1 BAT ist nämlich nicht nur der erstmals bei Beginn
der Tätigkeit eines Angestellten oder zuvor schon aogeschlos- 
sene Arbeitsvertrag gemeint, sondern jene /eitere vertrau­
liche Vereinbarung, die im Sinne einer Ergänzung des ur­
sprünglichen Arbeitsvertrages die beiderseitigen Haupt- 
■pöüite und Hauutpflichten nach § 611 BGB oetnfft, namlica 
aie Arbeitsleistung und das Arbeitsentgelt (vgl BAG aP 
Ri S zu § 25 a BAT) Auch hierbei handelt es sich um einen 
’A_beitsvertrag im Sinne von § 4 Abs 1 BAT Daaer fallen 
\ Oo-tidgliche Vereinbarungen, mit denen eine nonere Jergu-
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tung des Angestellten vereintart wird, nicht unter § 4 Abs 2, 
sondern grundsätzlich unter § 4 Abs 1 BAT, wie auch aus 
§ 305 BGB herzuleiten ist Gegenteiliges ergibt sich im 
Gegensatz zur Auffassung des beklagten Landes auch nicht aus 
§612 BGB, denn dort wird § 611 BGB nur für den Fall ergänzt, 
daß eine ausdrückliche Vergutungsverembarung nicht getroffen 
worden ist Unabhängig davon ist jedoch die Vergütungsver- 
einbarung Bestandteil des Arbeitsvertrages

Daher \fird das Landesarbeitsgericht nunmehr durch Er­
hebung der angebotenen Beweise, insbesondere durch Verneh­
mung des Bürgermeisters N , aufzuklaren haben, welche
Zusicherungen dem Klager gemacht wo den sind uatn ;ird es 
auch Feststellungen darüber zu treffen haben, ob dem Klager 
die höhere Vergütung nur für den Fall zugesagt worden ist, 
daß er auch die tariflichen Tatigkeitsmerkmale erfüllt oder 
ob er ohne Hucksicht darauf mit oder ohne irgendwelche Be­
dingungen ubertanflich vergütet werden sollte

Soweit das Landesarbeitsgericht unter tarifrechtlichen 
Gesichtspunkten den Streitstoff erörtert, nimmt es mit Hecht 
an, daß die Berliner BrennstoffVersorgung eine kommunale 
Einrichtung" 11 Sinne der Tatigkeitsmerkmale der VergGr I a 
Fallgruppe 3 BAT und der einschlägigen Protokollnotiz Kr 7 
ist Außer den eigentlichen Betrieben, für deren rechtliche 
Qualifizierung insbesondere die Eigenbetriebsgesetze der 
betreffenden Lander heranzuziehen sind, sollen nach dem da­
rin erkennbaren Willen der Tarifvertragsparteien von der 
Tarifnorm auch sonstige Institutionen der öffentlichen Hand 
außeihalb der Hoheitsverwaltung erfaßt werden, die nach 
kaufmannisch-uirtschaftlichen Ges1entspunkten arbeiten und 
geführt werden müssen (vgl Clemens-Scheuring-Steingen-Gor- 
nei-Opalke, aaO, Hauptbd ll BL Anm ^G) Das tra.‘’-f'-c für 
die Beilmer Brennstoff Versorgung i le insoe-.o'- da­
raus ersichtlich ist, daß dort die Buchführung nach kauf­
männischen und kameralistisehen Grundsätzen geführt wird 
Auch die wirtschaftliche und beschrankte rechtliche Verselb­
ständigung durch die Form der unselbständigen Anstalt spricht 
iur aer Charakter als ’kommunale Einrichtung"
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Uaohdem es zuvor ausfuhrt, es habe nie: bei den ihm 
zukommenden Beurteilungsspielraum auszufullen, legt das 
Landesarbeitsgencht m  seinen folgenden Ausfuhrungen dar, 
die zu bewertende Tätigkeit des Klagers müsse ’insgesamt 
betrachtet" das in der Tarif norm vorausgesetzte Wissen und 
Können erfordern, wahrend an spaterer Stelle darauf abge­
stellt wird, ob der Klager bestimmte Tätigkeiten "überwie­
gend" ausführe Schließlich fordert das Landesarbeitsge­
richt m  seinen weiteren Ausfuhrungen noch, daß der Klager 
mit "mehr als 50 v H seiner Arbeitszeit" mit bestimmten 
Einzelaufgaben befaßt werden müsse Liese Rechtsausfunrun­
gen des Landesarbeitsgerichts sind fehlerhaft und zudem wi­
dersprüchlich

Danach kann aus den Ausfuhrungen des Landesarbeitsge­
richts nämlich nicht entnommen werden, ob es von einer ein­
heitlich zu bewertenden Gesamttatigkeit ausgeht (vgl BAG 
AP Nr 27 zu §§ 22, 23 BAT) oder eine uberwiegende (§§ 22,
23 BAT) bzw mehrere für sich allem jeweils nicht überwie­
gende Teiltatigkeiten (BAG AP Nr<> 97 zu § 3 TO A) rechteica 
wurciigt (zu den Unterschieden vgl BAG AP Nr 47 zu 22 
23 BAT und Urteile des Senats vom 17 Mai 1972 - 4 AZR 
283/71 ”, demnächst AP Nr 52 zu §§ 22, 23 BAT und 12 April 
1972 - 4 AZR 227/71 demnächst AP Nr 1 zu §§ 22, 23 BAT
Suarkassenangestellte, auch BAG AP Nr 27 und 40 zu §§ 22,
23 BAT) Bei seiner neuen Entscheidung wird das Landesar­
beitsgericht daher eindeutig im Rahmen seines Beurteilungs- 
spielraumes klarzustellen haben, ob es eine einheitlich zu 
bewertende Gesamttatigkeit, eine überwiegende bzw mearere 
für sich allem jeweils nicht überwiegende Teiltatig^e-j-ten 
annimmund sachlich würdigt Labei ist auch zu oerucks ch~ 
tigen, daß im gegebenen Palle das Vorliegen einer emnext- 
lich zu bewertenden Gesamttatigkeit deswegen naneliegt zieil 
dafür nicht nur der enge Zusammenhang der vielfachen Aufga­
ben des Klagers spnchu, sondern auch der bei aer Aicte ee- 
unaliche Geschaftsverteilungsplan (vgl BAG AP Nr 40 zu 
§§ 22, 23 BAT im Anschluß an BAG 19, 108 [110] = AP Nr 7 
zu feg 22, 25 BAT, BAG 9, 269 [271-272] = AP Nr 66 zu § 3 70 A
11
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11 131
sowie BAG 12, 91 £94-95] = AP Nr 82 zu § 3 TO A)

Kommt das Landesarbeitsgericht danach zu dem Ergebnis, 
daß hier eine rechtlich einheitlich zu bewertende Gesamt- 
tatigkeit vorliegt, so ist es im Gegensatz zu den Ausführun­
gen im angefochtenen Urteil nicht e ^orr3erlich da"1 cie ein­
zelnen Tatigkeitsmerkmale jeweils überwiegend erfüllt wer­
den, entscheidend ist dann vielmehr, ob die Tätigkeit über­
haupt m  nicht ganz unbeachtlichem Maße die Tatigkeitsmerk- 
male erfüllt (BAG AP Kr 27, 37 und 43 zu §§ 22, 23 BAT, auch 
Urteil des Senats vom 12 April 1972 - 4 AZR 227/71 - wie zu­
vor) Daß bei den einzelnen Aufgaben des Klagers die Tatig- 
heitsmerkmale nochmals überwiegend erfüllt werden müssen, 
wird dann erst recht nicht verlangt

Bei der weiteren Auslegung der allem m  Betracht kommen­
den Tatigkeitsmerkmale der VergGr I a Pallgruppe 3 BAT

'Angestellte in kommunalen Einrichtungen und BetneDen, 
deren Tätigkeiten wegen der Schwierigkeit der Aufgaben 
und der Große der Verantwortung ebenso zu bewerten 
sind wie die Tätigkeiten nach Pallgruppe 1"

stellt das Landesarbeitsgericht, offenbar durch den beider­
seitigen Parteivortrag veranlaßt, entscheidend darauf ab, 
ob der Klager gleichwertige Fähigkeiten im Sinne der Tatig­
keitsmerkmale der VergGr I a Fallgruppe 1 besitzt Darauf 
kommt es jedoch im Gegensatz zu der Rechtsauffassung oeider 
Parteien wie des LandesarbeitsgerichLs nicht an Im Gegen­
satz zu der Regelung m  den ersten x’axlgruppen ae. /ergu- 
tungsgruppen II a, I o  und I a, wo jeweils oei den Nicht­
akademikern neben den 'entsprechenden Tätigkeiten" außerdem 
im Sinne eines weiteren Merkmals "gleichwertige Fähigkeiten 
und Erfahrungen1 gefordert werden, kommt es bei den Ange­
stellten m  "kommunalen Einrichtungen und Betrieben" (VergGr 
II a Fallgruppe 2, VergGr I b Fallgruppe 5? VergGr» I a 
iallgruppe 3) lediglich darauf an, ob die zu würdigende Tä­
tigkeit objektiv nach dem Maße ihrer Schwierigkeit und der 
geforderten Verantwortung einer solchen nach der jeweils all­
gemeinen, m  Bezug genommenen Fallgruppe (VergGr II a, I b 
und I a jeweils Fallgruppe 1) entspricht Ob der betreffende
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Angestellte peisonlich über die entsprechende! Bahipkei en 
und Erfahrungen verfugt, ist hier gerade kein tarifliches 
Tatigkeit smerkmal

Das Landesarbeitsgericht wird deswegen insoweit zu 
prüfen haben, ob die Tätigkeit des Klagers objektiv derart 
schwierig ist und eine so hohe Verantwortung fordert, daß 
sie deswegen einer Tätigkeit nach der VergGr« I a Ballgruppe 
1 BAT entspricht Da die Tatigkeitsmerkmale der Vergütungs­
gruppen II a Ballgruppe 2, I b Ballgruppe 5 und I a Ball- 
gruppe 3 jeweils aufeinander aufbauen, ist dabei, wie es 
das Landesarbeitsgericht bereits getan hat, jeweils zu 
prüfen, ob und inwieweit die Tatigkeitsmerkmale der nachst- 
nieangeren Vergütungsgruppe erfüllt sind (vgl BAG AP Nr 47 
zu §§ 22, 23 BAT, auch Urteil des Senats vom 28 Juni 1972 
- 4 AZR 362/71 “ > wie zuvor) V/as die geforderte Schwierig­
keit aer Tätigkeit angeht, wird das Landesarbeitsgericht 
Bedacht darauf zu nehmen haben, daß - wie schon hei der 
Pallgruppe 1 der VergGr II a - die Schx/iengkeit der Tätig­
keit m  der m  Bezug genommenen Ballgruppe 1 der VergGr I a 
nicht als besonderes und eigens zu prüfendes Tatigkeitsmerk- 
ral vorgesehen ist Daher ist hier aus de! jur-ie der u ljl^q 
Tatigkeitsmerkmale der geforderte Grad der Schwierigkeit 
heizuleiten

Das Landesarbeitsgericht fuhrt weiterhin aus, das Dei 
dei VergGr I a Ballgruppe 1 BAT geforderte Haß an Verant­
wortung sei nur dann anzunehmen, wenn ein Versagen des Ange­
stellten

über den Emzelfall hinaus von weittragender Bedeu­
tung für die Allgemeinheit oder große Teile davon ist 
und nachteilige Böigen nicht leichter Art für die 
hiervon Betroffenen mit sich bringt "

Auch diese Ausfuhrungen des Landesarbeitsgerichts sind rechts' 
fehleihaj.t, weil sie den Begriff der geforderten. Verantwor­
tung unzulässig einengen Zwar wird oei der VergGr I a Ball- 
üruooe 1 BAT eine oesonders weitreichende, hohe ferantwox- 
tung gefordert, die diejenige beträchtlich überschreitet 
die begriffsnotvendig schon die Tatigkeitsmerkmale der VergGr

- 13 -
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I b Fallgruppe 1 erfordern (BAG Urteil vom 22, Februar 1972 
- 4 AZR 16J/71 -3 demnächst AP Er 50 zu §§ 22, 23 BAT), 
Andererseits aber ist im Gegensatz zu den Ausfuhrungen des 
Landesarbeitsgerichts auch bei der VergGr I a Fallgruppe 1 
die Heraushebung aus der VergGr, I b Fallgruppe 1 BAT durch 
das Haß der Verantwortung gerade nicht auf bestimmte Möglich­
keiten der Verantwortung beschrankt (BAG AP Er 39 zu §§ 22,
23 BAT) Wie die Revision mit Recht hervorhebt, kann sich 
die besondere Verantwortung im Sinne der Merkmale der 
VergGr I a Fallgruppe 1 BAT vielmehr etwa auch aus Auswir­
kungen im Behordenapparat, der Ausübung von Aufsichtsfunktio­
nen sowie den Auswirkungen der Tätigkeit auf die Belange des 
Dienstherrn oder Dritter ergeben (BAG Urteil vom 22, Februar 
1972 - 4 AZR 163/71 - wie zuvor sowie AP Er 39 und 43 zu 
§§ 22, 23 BAT) Hierbei kann, ohne daß diese Fähigkeiten 
beim Klager selbst im Sinne eines besonderen Tatigkeits- 
merkmals zu verlangen sind, darauf abgestellt werden, welche 
Fähigkeiten im allgemeinen objektiv erforderlich sind, um 
eine ’entsprechende Tätigkeit" im Si me der Merl nil»- oer 
VergGr I a Fallgruppe 1 ausuben zu 1 onnen (vgl BAu AP Er 
10, 17, 26 und 38 zu §§ 22, 23 BAT, auch Urteile des Senats 
vom 9 Februar 1972 - 4 AZR 153/71 demnächst AP Er 4$ 
zu §§ 22, 23 BAT, sowie 17 Mai 1972 - 4 AZR 283/71 - wie 
zuvor) Es ist also zu prüfen, ob gemessen an den für die 
Tätigkeiten der VergGr I a Fallgruppe 1 BAT aufgestellten 
tanfliehen Erfordernissen die Tätigkeit des Klagers objektiv 
ihrem Zuschnitte nach einer solchen Tätigkeit entspricht, 
wobei dann auch auf die Schwierigkeit und auf die geforderte 
Verantwortung abzusteilen ist

Zutreffend fuhrt das Landesarbeitsgericht aus, daß der 
Klager einen rechtserheblichen Verstoß gegen den Gleich.De- 
handlungsgrundsatz nicht vorgetragen hat, so daß nach den 
dazu entwickelten Rechtsgründsatzen die Klage nicht oegrun- 
deu sein kann Der Klager kann auch keine Reente aus der 
Emgrupuierung seines Vorgängers herleiten

-  14 -
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J^andesarbeitsgericht wird auch uncr die m  dc_ 
Revisionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden ha­
ben

gez Dr Neumann Bichler Br Feiler

Strempel Br Sohler
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